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1. Kirchensteuer auf Abgeltungsteuer: Erleichterungen für Kapitalgesellschaften 

Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) ergänzt mit Datum vom 17.07.2014 seine Fragen-Antworten-Kataloge 
zur Neuregelung des Kirchensteuerabzugsverfahrens und schafft damit eine weitere wichtige Ausnahme für 
betroffene Kapitalgesellschaften.  
Grundsätzlich gilt: Infolge der gesetzlichen Änderungen der §§ 51 a, 52 a EStG müssen ab dem 01.01.2015 neben 
Banken und Kreditinstituten u.a. auch alle Kapitalgesellschaften im Zuge einer Ausschüttung die 
Kirchensteuerpflicht der Empfänger der Kapitalerträge ermitteln und die Kirchensteuer auf die Abgeltungsteuer 
automatisch einbehalten und an die steuererhebenden Religionsgemeinschaften abführen. 
Mittlerweile konnte der Deutsche Steuerberaterverband e.V. (DStV) jedoch verschiedene Ausnahmeregelungen 
zur Entlastung der Kapitalgesellschaften erreichen. Es lohnt sich daher zu prüfen, ob in Ihrem Fall – aufgrund einer 
der folgenden Punkte – die geforderte Registrierung und Abfrage beim BZSt vorerst unterbleiben kann. 
Ausgenommen sind:  

 Ein-Mann-Gesellschaften, wenn der Alleingesellschafter-Geschäftsführer konfessionslos ist bzw. keiner 
steuererhebenden Religionsgemeinschaft angehört 
Beachten Sie: Sobald dem Kirchensteuerabzugsverpflichteten eine zweite natürliche Person angehört, müssen 
Zulassung und Abfrage beim BZSt erfolgen. Dies gilt selbst dann, wenn die o.g. Merkmale (z.B. konfessionslos) 
auch auf diese Person(en) zutreffen.  

 Kapitalgesellschaften, die eine Ausschüttung im Folgejahr mit Sicherheit ausschließen können: 
Steht zum Zeitpunkt der Regelabfrage (jeweils vom 01.09. – 31.10.) mit Sicherheit fest, dass im Folgejahr 
keine Ausschüttung vorgenommen wird, weil diese beispielsweise vertraglich bzw. durch 
Gesellschafterbeschluss ausgeschlossen wurde, müssen auch keine Registrierung und Abfrage der 
steuerlichen Identifikationsnummer (IdNr.) und des Kirchensteuerabzugsmerkmals (KiStAM) beim BZSt 
erfolgen. 

 Kapitalgesellschaften, die nicht beabsichtigen, im Folgejahr eine Ausschüttung vorzunehmen: 
In Einzelfällen kann z.B. infolge der aktuellen Ertragslage, des Auskehrungsverhaltens der Vorjahre oder 
aufgrund von Verlustvorträgen eine Ausschüttung sehr unwahrscheinlich sein. In diesem Fall können 
Registrierung und Abfrage ebenfalls zunächst unterbleiben.  
Beachten Sie: Jeder Kirchensteuerabzugsverpflichtete muss dennoch in der Lage sein, auch im Fall einer 
ungeplanten steuerpflichtigen Ausschüttung die Abfrage unterjährig nachzuholen (sog. Anlassabfrage). Um 
etwaige Haftungsrisiken zu vermeiden, benötigen Sie in diesem Fall jedoch unbedingt von allen 
Gesellschaftern vorab das Einverständnis zur Anlassabfrage beim BZSt. 

●     Komplementär-GmbHs einer GmbH & Co. KG, die niemals Gewinne ausschütten: 
Personenmehrheiten nehmen am automatisierten Verfahren generell nicht teil.  
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Darüber hinaus hat das BZSt in einem weiteren Katalog nunmehr auch Antworten auf vielfach aufgeworfene 
Einzelfragen zur Registrierung im BZStOnline-Portal und Verfahrenszulassung veröffentlicht. Darunter u. a. der 
Hinweis, dass jede Gesellschaft, die – unter Berücksichtigung der o.g. Ausnahmen – zur Verfahrensteilnahme 
verpflichtet ist, aber einen Datenübermittler zur Abfrage beauftragt, sich dennoch selbst registrieren muss. 
Hintergrund: Der Datenübermittler muss bei der Abfrage die Zulassungsnummer der Gesellschaft, für die er die 
Abfrage durchführt, angeben.  
 

2. Leistungsbeschreibung: Verweis auf andere Unterlagen reicht aus 

Bei Betriebsprüfungen wird der Vorsteuerabzug häufig verwehrt, wenn die Leistungsbeschreibung in der 
Rechnung nicht aussagekräftig ist. Wird zur Identifizierung der Leistung in der Rechnung indes auf andere 
Geschäftsunterlagen verwiesen, ist dies auch dann ausreichend, wenn diese Unterlagen der Rechnung nicht 
beigefügt sind. So lautet eine aktuelle Entscheidung des Bundesfinanzhofs. 
Der Vorsteuerabzug setzt u.a. eine aussagekräftige Leistungsbeschreibung voraus. Der Aufwand zur 
Identifizierung der Leistung muss dahingehend begrenzt sein, dass die Rechnungsangaben eine eindeutige und 
leicht nachprüfbare Feststellung der Leistung ermöglichen.  
Hinweis: Beispielsweise reicht die Angabe „für technische Beratung und Kontrolle“ nicht aus.  
Ist eine Kurzbeschreibung in der Rechnung schwierig, kann die hinreichend konkrete Leistungsbeschreibung auch 
in Rechnungsergänzungsdokumenten erfolgen. Dies setzt allerdings voraus, dass in der Rechnung spezifisch auf 
das Ergänzungsdokument verwiesen wird. Nach der aktuellen Entscheidung des Bundesfinanzhofs müssen solche 
Vertragsunterlagen zwar existieren, den Rechnungen aber nicht beigefügt sein. 
 

3. Arbeitshilfe zur Kaufpreisaufteilung für ein bebautes Grundstück 

Zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage für Abschreibungen von Gebäuden ist es häufig erforderlich, einen 
Gesamtkaufpreis für ein bebautes Grundstück auf das Gebäude, das der Abnutzung unterliegt, sowie den nicht 
abnutzbaren Grund und Boden aufzuteilen. Die obersten Finanzbehörden von Bund und Ländern haben nun eine 
Arbeitshilfe (inkl. Anleitung) als xls-Datei zur Verfügung gestellt, die es ermöglicht, entweder eine 
Kaufpreisaufteilung selbst vorzunehmen oder die Plausibilität einer vorliegenden Kaufpreisaufteilung zu prüfen. 
Arbeitshilfe und Anleitung sind unter www.bundesfinanzministerium.de unter der Rubrik Themen/Steuern 
erhältlich. 
Hinweis: Inwieweit durch dieses typisierte Verfahren überhöhte (nicht abschreibungsfähige) Grund- und 
Bodenwerte ermittelt werden, hängt sicherlich vom Einzelfall ab. In der Praxis ist regelmäßig eine eindeutige 
Aufteilung im Kaufvertrag ratsam, wobei die Beurteilungsmaßstäbe dokumentiert werden sollten. 
 

4. Abzugsverbot für Gewerbesteuer ist verfassungsgemäß 

Die Gewerbesteuer ist eine Betriebsausgabe und mindert deshalb den Gewinn z.B. auch bei einer 
Kapitalgesellschaft. Aufgrund einer Gesetzesänderung darf sie seit 2008 bei der Ermittlung des zu versteuernden 
Gewinns nicht mehr gewinn- und steuermindernd berücksichtigt werden. Auch nicht berücksichtigt werden 
dürfen die auf sie entfallenden Nebenleistungen.  
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass es mit dem Grundgesetz vereinbar ist, die Gewerbesteuerlast von der 
Bemessungsrundlage der Körperschaftsteuer nicht mehr abziehen zu können. Es bestehen keine grundsätzlichen 
verfassungsrechtlichen Bedenken dagegen, dass neben der Einkommen- oder Körperschaftsteuer zusätzlich auch 
Gewerbesteuer erhoben wird. Das Abzugsverbot lässt sich im Gesamtzusammenhang mit den steuerlichen 
Entlastungen durch das Unternehmenssteuerreformgesetz 2008 (Senkung des Körperschaftsteuersatzes von 25 % 
auf nur noch 15 %) sachlich begründen. 
 
 

http://www.bundesfinanzministerium.de/
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5. Geldwerter Vorteil für Privatnutzung bei Überlassung eines Dienstwagens 

Überlässt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer unentgeltlich einen Dienstwagen auch zur privaten Nutzung, 
stellt der Nutzungsvorteil einen Lohnzufluss dar. Dieser wird grundsätzlich mit 1 % des Brutto-Listenpreises bei 
Erstzulassung des Fahrzeugs angesetzt. Dabei spielt es keine Rolle, ob und in welchen Umfang der Arbeitnehmer 
das Fahrzeug privat nutzt. Die Behauptung, das überlassene Fahrzeug würde privat nicht genutzt, ist in diesem 
Zusammenhang unbeachtlich. Auch wenn ein Verbot der Privatnutzung besteht, dieses jedoch nicht nachweisbar 
überwacht wird, ändert sich an dieser Beurteilung nichts. Eine von der 1 %-Regelung abweichende Berechnung 
des Nutzungsvorteils ist nur dann möglich, wenn ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt wird. 
 

6. Fahrten zu Baustellen waren und sind regelmäßig Reisekosten 

Nach einem aktuellen Urteil des Bundesfinanzhofs sind Bauausführungen oder Montagen keine regelmäßigen 
Arbeitsstätten. Bei Baustellen handelt es sich um vorübergehende und nicht um dauerhafte Tätigkeitsstätten. 
Welche infrastrukturellen Gegebenheiten der Arbeitgeber an der Baustelle vorhält – möglich wäre eine 
Betriebsstätte oder Geschäftseinrichtung – ist deshalb unerheblich. Ein steuerfreier Reisekostenersatz ist damit 
möglich. Das Urteil betrifft die Rechtslage bis 2013. 
Geänderte Rechtslage ab 2014: Seit Jahresbeginn gilt nun aber das neue Reisekostenrecht. Als eine der 
wichtigsten Änderungen ist der bisherige Begriff der „regelmäßigen Arbeitsstätte“ durch die Bezeichnung „erste 
Tätigkeitsstätte“ ersetzt worden. Eine Baustelle kann – muss aber nicht – zur ersten Tätigkeitsstätte werden. 
Dafür sorgen zwei Änderungen in den sog. Tatbestandsmerkmalen: 

 Zwar muss die Tätigkeit weiterhin auf Dauer angelegt sein. Davon geht die Finanzverwaltung aber u.a. bei 
einer voraussichtlichen Tätigkeit von mehr als 48 Monaten (Prognose) aus. Zumindest für Groß- und 
Langzeitbaustellen kommt eine Überschreitung dieser Grenze in Betracht.  

 Zudem wurde der Tätigkeitsstättenbegriff deutlich ausgeweitet. Bisher kamen nur ortsfeste Einrichtungen 
beim eigenen Arbeitgeber in Betracht. Ab 2014 sind auch alle ortsfesten Einrichtungen eines Dritten als 
erste Tätigkeitsstätte denkbar. Baustellen können zu den ortsfesten Einrichtungen gehören, soweit die 
Arbeiten in oder an einem Gebäude durchgeführt werden. Das betrifft z.B. die Gewerke der Elektriker, 
Trockenbauer, Bodenleger und Maler.  

Erfüllt die Baustelle alle vorgenannten Voraussetzungen, könnte sie 2014 vom Finanzamt zwangsweise als erste 
Tätigkeitsstätte angesehen werden. Die Folge wäre die Steuerpflicht von Reisekostenerstattungen. Fahrtkosten 
könnten in der Steuererklärung nur noch in Höhe der Entfernungspauschale geltend gemacht werden. 
Praxistipp: Die negativen Folgen für die betroffenen Mitarbeiter auf Langzeitbaustellen können vom Arbeitgeber 
durch eine Zuordnung zum Betriebssitz vermieden werden. Dann kann der Bauarbeiter für die Fahrten zur 
Baustelle weiterhin Fahrtkosten in voller Höhe geltend machen. Voraussetzung für die Zuordnung zum 
Betriebssitz ist, dass der Mitarbeiter dort zumindest gelegentlich Hilfs- und Nebentätigkeiten wahrnimmt.  
 

7. ELStAM-Daten bei Azubis 

Zahlreiche Nachfragen bei den Finanzämtern zeigen, Berufsanfänger und Auszubildende sind verunsichert: In den 
Standardschreiben zum Arbeits- bzw.  Ausbildungsvertrag fordern viele Arbeitgeber immer noch die „Vorlage der 
Lohnsteuerkarte“. Diese wurde jedoch bereits vor über einem Jahr abgeschafft und durch die Elektronisches 
LohnSteuerAbzugsMerkmale (ELStAM) ersetzt. 
Bei den ELStAM handelt es sich um die elektronisch gespeicherten Angaben, die früher in Papierform auf der 
Vorderseite der Lohnsteuerkarte eingetragen waren (insbesondere Steuerklasse, Zahl der Kinderfreibeträge, 
Freibetrag, Kirchensteuerabzugsmerkmal). 
Für junge Menschen, die erstmalig einer Arbeit nachgehen oder eine Berufsausbildung anfangen, gilt – sofern sie 
ledig sind – die Steuerklasse I. Dem Arbeitgeber muss lediglich das Geburtsdatum, die persönliche Steuer-
Identifikationsnummer und die Information, ob er Haupt- oder Nebenarbeitgeber ist, mitgeteilt werden, damit 
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dieser die ELStAM abrufen und die Lohnsteuer korrekt berechnen und ans Finanzamt abführen kann. Eine 
Lohnsteuerkarte oder eine Ersatzbescheinigung gibt es nicht und ist auch nicht erforderlich. 
Besteht der Arbeitgeber dennoch auf eine Papierbescheinigung der aktuell gespeicherten ELStAM, so können sich 
die Berufsanfänger an ihr zuständiges Finanzamt wenden und einen „Ausdruck der aktuell gespeicherten Daten“ 
erhalten. Auskunft zur elektronischen Lohnsteuerkarte und ELStAM gibt es auch unter www.elsteronline.de. 
 

8. Befreiung von der RV-Pflicht bei Minderjährigen 

Minijobs sind zur Aufbesserung des Taschengeldes bei Schülern beliebt. Da die Altersversorgung zu diesem 
Zeitpunkt noch kein Thema ist, werden sie i.d.R. auch die Befreiung von der RV-Pflicht beantragen. Hier gilt für 
Arbeitgeber bei Minderjährigen besondere Aufmerksamkeit. 
Anträge auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht können nur von geschäftsfähigen Personen 
rechtswirksam gestellt werden. Die Geschäftsfähigkeit richtet sich nach zivilrechtlichen Bestimmungen. Schüler 
vor Vollendung ihres 18. Lebensjahres sind eingeschränkt geschäftsfähig. Für einen rechtswirksamen Antrag auf 
Befreiung von der RV-Pflicht ist daher die Zustimmung des gesetzlichen Vertreters erforderlich. 
Beginn der Befreiung bei rechtswirksamen Anträgen: Nur Befreiungsanträge für minderjährige Arbeitnehmer in 
Minijobs, die vom gesetzlichen Vertreter unterschrieben werden, sind rechtswirksam. Die Befreiung von der 
Rentenversicherungspflicht wirkt in diesen Fällen grundsätzlich ab Beginn des Kalendermonats, in dem der Antrag 
beim Arbeitgeber eingeht, frühestens ab Beschäftigungsbeginn. Dies setzt aber voraus, dass der Arbeitgeber der 
Minijob-Zentrale die Befreiung bis zur nächsten Entgeltabrechnung, spätestens innerhalb von 6 Wochen (42 
Kalendertagen) nach Eingang des Befreiungsantrags, anzeigt. Wird die Frist versäumt, beginnt die Befreiung erst 
nach Ablauf des Kalendermonats, der dem Kalendermonat des Eingangs der Meldung bei der Minijob-Zentrale 
folgt. In der Folge sind für einen längeren Zeitraum Pflichtbeiträge zu zahlen, als es vom Arbeitnehmer 
beabsichtigt war. 
Beginn der Befreiung bei rechtsunwirksamen Anträgen: Anträge auf Befreiung von der 
Rentenversicherungspflicht, die nur vom minderjährigen Arbeitnehmer unterschrieben worden sind, sind 
rechtsunwirksam. In diesem Fall bleibt der Arbeitnehmer in dem Minijob rentenversicherungspflichtig, bis der 
Antrag mit Unterschrift der Eltern rechtswirksam nachgeholt wurde. 
Spezielle Kontrollen durch die SV-Träger sind unwahrscheinlich: Minderjährige stehen quasi in allen 
Lebensbereichen unter einem besonderen gesetzlichen Schutz und haben eingeschränkte Rechte und Pflichten. 
Insofern kommt der Sozialversicherung keine besondere Bedeutung zu. Grundsätzlich wird also unterstellt, dass 
Arbeitgeber im Umgang mit minderjährigen Arbeitnehmern, und dies fängt schon beim Arbeitsvertrag an, 
besondere Sorgfalt walten lassen. 
Umgang in der Praxis: In der Praxis sieht es so aus, dass Arbeitgeber den Antrag auf Befreiung von der 
Rentenversicherungspflicht zu den Entgeltunterlagen nehmen und der Minijob-Zentrale den Eingang mit der 
Meldung zur Sozialversicherung anzeigen. Die Minijob-Zentrale kann dem Befreiungsantrag widersprechen. Dies 
tut sie vorrangig dann, wenn die Befreiung vom Arbeitgeber nicht fristgerecht angezeigt wurde. Hierbei wird 
generell unterstellt, dass ein rechtswirksam gestellter Befreiungsantrag vorliegt.  
Der Betriebsprüfdienst der Rentenversicherung kann Einsicht in die Entgeltunterlagen nehmen. Es ist aber nicht 
anzunehmen, dass bei Minderjährigen zukünftig ein besonderes Augenmerk darauf liegt, ob der Antrag vom 
gesetzlichen Vertreter unterschrieben wurde.  
Risiko vermeiden und neues Antragsformular nutzen: Ein Risiko sollten Arbeitgeber aber gleichwohl nicht 
eingehen und bei Minderjährigen immer das Einverständnis des gesetzlichen Vertreters einholen. Das Formular 
für den Antrag auf Befreiung von der RV-Pflicht wurde angepasst. Es enthält jetzt den Hinweis auf die Unterschrift 
der Eltern bei Minderjährigen.  

 

http://www.elsteronline.de/

